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A PRÄAMBEL 

Nach §§ 10 und 13b des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit Art. 23 der Gemeindeordnung 

für den Freistaat Bayern (GO) und Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der jeweils gülti-

gen Fassung (s. Rechtsgrundlagen) hat die Stadt Immenstadt im Allgäu die Aufstellung des Bebau-

ǳƴƎǎǇƭŀƴǎ Ƴƛǘ DǊǸƴƻǊŘƴǳƴƎ αBaugebiet Akamsά ƛƴ ǀŦŦŜƴǘƭƛŎƘer Sitzung am __.__.____ als Satzung be-

schlossen.  

Räumlicher Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich umfasst ca. 3,5 ha und liegt auf den Flurnummern 9/1 (TLF), 59, 60 (TLF), 71/2 

(TLF), 72/3 und 77/2 der Gemarkung Immenstadt im Allgäu.  

Bestandteile der Satzung 

Der Bebauungsplan mit GrüƴƻǊŘƴǳƴƎ αBaugebiet Akamsά ōŜǎǘŜƘǘ ŀǳǎ ŘŜǊ {ŀǘȊǳƴƎ ǾƻƳ 

__.__.____mit planungsrechtlichen Festsetzungen, örtlichen Bauvorschriften und dem zeichneri-

schen Teil (Planzeichnung) vom __.__.____. Dem Bebauungsplan ist eine Begründung in der Fassung 

vom __.__.____ beigefügt. Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13b BauGB 

durchgeführt.  

Rechtsgrundlagen 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017  
(BGBI. I S. 3634). zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 
1728) 

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) Baunutzungsverordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) 

- Verordnung zur Ausarbeitung der Bauleitpläne und Darstellung der Planinhalte (PlanZV 90) 
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057). 

- Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 
(GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 
2020 (GVBl. S. 663). 

- Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 3 des Gesetzes 
vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 350). 

- Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 

29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 

(BGBl. I S. 306) geändert worden ist. 
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- Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNSchG) vom 23.02.2011 (GVBl. S. 82, BayRS 791-1-U), das 

zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 25. Mai 2021 (GVBl. S. 286) geändert worden ist (GVBl. S. 

598). 

- Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) vom 30. November 1993 (GVBl. S. 910, BayRS 
2132-1-4-I), die zuletzt durch § 3 der Verordnung vom 7. August 2018 (GVBl. S. 694) geändert 
worden ist. 

 
Ausfertigung 

Hiermit wird bestätigt, dass Bebauungsplan mit GrüƴƻǊŘƴǳƴƎ αBaugebiet Akamsά ōŜǎǘŜƘŜƴŘ ŀǳǎ 

dem Textteil (__________), der Satzung und der Zeichnung in der Fassung vom __.__.____ dem Ge-

meinderatsbeschluss vom __ .__.____  zu Grunde lag und diesem entspricht.  

Immenstadt im Allgäu,  den __.__.____  

  1. Bürgermeister 
Nico Sentner 
 

In-Kraft-Treten 

Der Bebauungsplan mit Grünordnung αBaugebiet Akamsά der Stadt Immenstadt i. Allgäu tritt mit der 

ortsüblichen Bekanntmachung vom _______ gem. § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

 

Immenstadt im Allgäu,  den __.__.____  

  1. Bürgermeister 
Nico Sentner 
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B SATZUNG 

 
 

Geltungsbereich 

!ōƎǊŜƴȊǳƴƎ ŘŜǎ DŜƭǘǳƴƎǎōŜǊŜƛŎƘǎ ŘŜǎ .ŜōŀǳǳƴƎǎǇƭŀƴǎ αBaugebiet 
AkamsάΦ 

(s. Planzeichnung) 

1 Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB 

1.1 Art der baulichen Nutzung  

 
 
 

Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO 

Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. 

Zulässig sind: 

- Wohngebäude,  

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Spei-
sewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sport-
liche Zwecke. 

Ausnahmsweise sind Ferienwohnungen/Gästezimmer, die einem ständig 
wechselnden Kreis von Gästen gegen Entgelt vorübergehend zur Unter-
kunft zur Verfügung gestellt werden (siehe § 13 a BauNVO), gemäß § 4 
Abs. 3 Nr. 2 BauNVO zulässig, wenn sie gegenüber der Wohnnutzung in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind (§ 1 Abs. 9 BauNVO). 

Nicht zulässig sind: 

- Betriebe des Beherbergungsbetriebes, 

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 

- Anlagen für Verwaltungen, 

- Gartenbaubetriebe, 

- Tankstellen. 
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1.2 Maß der baulichen Nutzung 

 
 

maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) 

hier: max. 0,35 

gem. § 19 Abs. 1 BauNVO 

Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen von Garagen und 
Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen und baulichen Anlagen 
unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird, bis maximal 50 % überschritten werden. 

 

 

minimal zulässige Wandhöhe für Hauptgebäude (WH) in m  

hier: max. 3,8 m 

gem. § 16 Abs. 5 BauNVO 

Gemessen von der Rohfußbodenoberkante (ROK) bis zur Schnittfläche 
der Wand mit der Dachhaut. 

 

 

maximal zulässige Wandhöhe für Hauptgebäude (WH) in m  

hier: max. 6,0 m 

gem. § 16 Abs. 5 BauNVO 

Gemessen von der Rohfußbodenoberkante (ROK) bis zur Schnittfläche 
der Wand mit der Dachhaut. 

Durch Freilegung des Untergeschosses darf die maximal sichtbare Wand-
höhe Gebäude auf der hangabwärts gerichteten Gebäudeseite ebenfalls 
6,0 m nicht übersteigen (2 sichtbare Vollgeschosse). 

Sofern zulässige Dachaufbauten im Bereich des Schnittpunktes der Au-
ßenwand mit der Dachhaut liegen, bemisst sich die maximal zulässige 
Wandhöhe an einer gedachten Verbindungslinie zwischen den nächst 
gelegenen entsprechenden Schnittpunkten außerhalb dieser Bauteile.  

 

 

Maximal zulässige Firsthöhe (FH) in m 

hier: max. 8,5 m  

gem. § 16 Abs. 5 BauNVO 

Gemessen ab Rohfußbodenoberkante (ROK) bis zum höchsten Punkt des 
Dachfirstes.  

 ROK= 837,20 
ü. NN   

Rohfußbodenoberkante (ROK) Erdgeschoss Hauptgebäude 
als Höchstmaß  

gem. § 18 Abs. 1 BauNVO  

hier: 837,20 m ü. NN  
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1.3 Bauweise und Baugrenzen 

 

 

offene Bauweise (o) 

gem. § 22 Abs. 2 BauNVO 

Bauliche Anlagen sind mit seitlichem Grenzabstand gem. Art 6 BayBO 
zu errichten. 

 
 

nur Einzelhäuser zulässig (E) 

gem. § 22 Abs. 1 BauNVO 

Es sind nur Einzelhäuser zulässig. 

 

 

Einzel- und Doppelhäuser zulässig (ED).  

gem. § 22 Abs. 1 BauNVO 

Es sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 

 
 

Baulinie 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 Abs. 1 u. 2 BauNVO  

Der Baukörper des Hauptgebäudes ist entlang der Baulinie zu errich-
ten. Ein Vor- oder Zurücktreten von der Baulinie um bis zu 1,00 Meter 
ist zulässig.  

 

 

Baugrenze 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO  

Die Errichtung von baulichen Anlagen ist nur innerhalb der Baulinien 
zulässig. 

Ein oberirdisches Vortreten vor Baugrenzen mit Gebäudeteilen ist 
gem. § 23 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise in geringfügigem Ausmaß  

zulässig mit:  

- Untergeordneten Bauteilen gem. Art. 6 Abs. 8 BayBO (z.B. Bal-
kone, Erker) bis max. 1,50 m 

Notwendige, der Versorgung des Plangebiets dienende Nebenanlagen 
gem. § 14 BauNVO sind ausnahmsweise auch außerhalb der Baufens-
ter zulässig. 

 

Die ROK wird für jede Bauparzelle, einzeln festgesetzt und stellt die ma-
ximale Rohfußbodenoberkante (ROK) für die Bauparzelle dar 
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Firstrichtung, wahlweise 

gem. § 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO  

Abweichungen von bis zu 10° gegenüber der Plandarstellung sind zu-
lässig. 

 

 

Firstrichtung, zwingend 

gem. § 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO  

Abweichungen von bis zu 10° gegenüber der Plandarstellung sind zu-
lässig. 

 

 

Von Bebauung freizuhaltende Flächen 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 10 u. Abs. 6 BauGB 

Innerhalb dieser Fläche im westlichen Einmündungsbereich sind fol-
gende Vorhaben nicht zulässig: 

- Baum-, Strauch- und Heckenpflanzungen 

- Gebäude (aller Art); 

- Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) BauNVO (mit Ausnahme  
von Einfriedungen); 

- Garagen i. S. § 12 BauNVO; 

- Stellplätze u. überdachte Stellplätze (Carports); 

- sowie Werbeanlagen. 

Die Flächen sind zu extensiv und naturnah anzulegen und zu begrü-
nen.   

 Nebenanlagen 
und Garagen 

Garagen und Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO sind nur inner-
halb der Baufenster bzw. der dargestellten Umgrenzungslinien zuläs-
sig.  

Garagen in Kellergeschossen mit entsprechenden Zufahrten sind nicht 
zulässig. 

Es gelten die Abstandsregelungen nach BayBO.  

Die der Versorgung des Gebietes dienenden Nebenanlagen (Strom, 
Wasser, Energie, Wärme, Telekommunikation etc.) sind als Ausnahme 
im gesamten Geltungsbereich zulässig.  

 Wohneinheiten Pro Gebäude sind maximal zwei Wohneinheiten zulässig.  
Pro Doppelhaushälfte sind maximal 2 Wohneinheiten zulässig. 

 Abstandsflächen Gem. § 6 BayBO 

Es gelten die Abstandsregelungen nach Bayerischer Bauordnung. 
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1.4 Verkehrsflächen  

 
 

Öffentliche Straßenverkehrsfläche 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

Ausführung in befestigter Art, z.B. Pflaster oder Schwarzdecke, etc. 

 

 

Öffentliche Verkehrsfläche, wassergebunden 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

Unterhaltswege (Regenrückhaltebecken, Landwirtschaft), Nebenflä-
chen, Recyclinginsel etc.; Ausführung in wassergebundener Decke etc.  

 
 

Öffentliche Verkehrsfläche, mit Zweckbestimmung Fußweg 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

Ausführung in wassergebundener Decke etc. 

 
 

Weg für Landwirtschaft 

Ausführung in wassergebundener Decke etc. 

 

 

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten 

gem. § 9 Abs. 6 BauGB 

In diesem Bereich sind keine Ein- und Ausfahrten auf die Grundstücke 
zulässig. 

 

 

Stellplätze, öffentlich 

Fläche für die Errichtung von öffentlich befestigten Gemeinschafts-
stellplätzen. 

1.5 Grünflächen, Grünordnung 

 

 

Öffentliche Grünfläche 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB  

Die Grünflächen sind als extensive Grünfläche mit durchgängiger Ve-
getationsdecke oder als Blühweise anzulegen.  
Versickerung ist zulässig.   

 
 

Öffentliche Grünfläche, Verkehrsgrün 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB  
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Ausführung in wasserdurchlässiger Art für Straßenbegleitgrün, Rand-
flächen (z.B. Schotter-Rasen, Rasenpflaster, etc.).  

 

 

Öffentliche Grünfläche, Blühstreifen 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB  

Anlage und Erhalt eines ca. 1,0 ς 2,0 m breiten artenreichen Blühstrei-
fens entlang des Fußweges bzw. bachbegleitend Verwendung von ge-
bietseigenem Saatgut. 

 

 

Öffentliche Grünfläche mit Zweckbestimmung: Eingrünung 

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 

Grünstreifen zur Entwicklung von standortgerechten Eingrünungen 
zur Fassung und Abgrenzung von öffentlichen Stellplätzen, des Spiel-
platzes sowie der Fläche für Ver- und Entsorgung. Die Anlage von orts-
fremden Ziergehölzhecken (z. B. Thuja) ist hier unzulässig. 

Die Fläche ist von Bebauungen jeglicher Art freizuhalten. 

Durch eine lockere Bepflanzung mit standortgerechten Laub- und 
Obstbäumen, Sträuchern und Hecken gemäß Pflanzempfehlung (gem. 
Kap. 3.2) auf mindestens 30 % der Fläche sollen Eingrünungen entwi-
ckelt werden. 

Auf den Flächen ist eine Versickerung des Oberflächenwassers zuläs-
sig. 

 

 

Spielplatz 

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 

Die Fläche ist als Grünfläche mit ihrer Funktion als Spielplatz zu erhal-
ten und bei Ersatz als solcher anzulegen und zu gestalten.  

 

 

Private Grünfläche (Landwirtschaft) 

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 
Extensive Beweidung auf stark nach Osten abfallender Böschung zur 
Entwicklung eines artenreichen Magerrasenstandortes durch Offen-
haltung des Böschungsbereichs. 

 

 

Private Grünfläche  

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 

Grünflächen mit durchgängiger Vegetationsdecke. Gebäude und bauli-
che Anlagen jeglicher Art sind unzulässig. (Ausnahme unerlässliche 
Anlagen zur Hangbefestigung).  
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Private Grünfläche mit Zweckbestimmung: Ortsrandeingrünung 

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 

Grünstreifen zur Entwicklung einer durchgängigen und standortge-
rechten Ortrandeingrünung.  

Die Fläche ist von Bebauungen jeglicher Art freizuhalten; Geländemo-
dellierungen und Einfriedungen sind nicht zulässig. 

Die Flächen sind als durchgängige extensive Wiesenflächen bzw. Blüh-
weisen anzulegen. Pro Grundstück ist in diesem Streifen mindestens 
ein heimischer Streuobstbaum zu pflanzen (ergänzend zum Pflanzge-
bot).  

 Privatgärten § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 

Privatgärten sind extensiv und naturnah anzulegen. Zusammenhän-
gende Schottergärten sind unzulässig. Bei der Auswahl der Gehölze 
ǳƴŘ {ǘǊŅǳŎƘŜǊ ǎƛƴŘ ǎǘŀƴŘƻǊǘƎŜǊŜŎƘǘŜ !ǊǘŜƴ ƎŜƳŅǖ αtŦƭŀƴȊƭƛǎǘŜ bǊΦоά 
zu verwenden.  

Bzgl. der Bepflanzung sind die rechtlichen Vorgaben einzuhalten  
όǎƛŜƘŜΥ αwǳƴŘ ǳƳ ŘƛŜ DŀǊǘŜƴƎǊŜƴȊŜάΤ .ŀȅŜǊƛǎŎƘŜǎ {ǘŀŀǘǎƳƛƴƛǎǘŜǊƛǳƳ  
der Justiz, Februar 2018). 

 

 

Bestandsbaum, zu erhalten 

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 

Bei notwendiger Rodung (bei Verschlechterung des Erhaltungszustan-
des o.a.) ist ein gleichwertiger Ersatzbaum zu pflanzen. 

(s. Planzeichnung) 

 

 

Bestandsgehölz, zu erhalten 

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 

Bei notwendiger Rodung (bei Verschlechterung des Erhaltungszustan-
des o.a.) ist ein gleichwertiges Ersatzgehölz zu pflanzen. 

(s. Planzeichnung) 

 

 

Baumpflanzung, Lage variabel (Pflanzgebot) 

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB 

Je angefangene 300 m² privater Grundstücksfläche ist mindestens ein 
Baum gemäß Pflanzempfehlung zu pflanzen. Davon ist mindestens ein 
Baum entlang der Straße zu situieren. 

Es ǎƛƴŘ DŜƘǀƭȊŜ ŀǳǎ ŘŜǊ ǳƴǘŜǊ αtŦƭŀƴȊŜƳǇŦŜƘƭǳƴƎŜƴά όgem. Kap. 2.4) 
aufgeführten Pflanzenauswahl ŘŜǊ αtŦƭŀƴȊƭƛǎǘŜ bǊΦоά zu verwenden. 
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9ƴǘƭŀƴƎ ŘŜǎ .ŀŎƘƭŀǳŦǎ ǎƛƴŘ ŀǳǎǎŎƘƭƛŜǖƭƛŎƘ DŜƘǀƭȊŜ ŘŜǊ αtŦƭŀƴȊƭƛǎǘŜ 
bǊΦнά Ȋǳ ǾŜǊǿŜƴŘŜƴΦ Die dargestellten Standorte sind Empfehlungen, 
die in der Lage variiert werden können. Bzgl. der Bepflanzung sind die 
ǊŜŎƘǘƭƛŎƘŜƴ ±ƻǊƎŀōŜƴ ŜƛƴȊǳƘŀƭǘŜƴ όǎƛŜƘŜΥ αwǳƴŘ ǳƳ ŘƛŜ DŀǊǘŜƴπ
ƎǊŜƴȊŜάΤ .ŀȅŜǊƛǎŎƘŜǎ {ǘŀŀǘǎƳƛƴƛǎǘŜǊƛǳƳ ŘŜǊ WǳǎǘƛȊΣ CŜōǊǳŀǊ нлмуύ. 

Die Gehölze sind bei Abgang durch entsprechende Neupflanzungen zu 
ersetzen. 

 

 

Obstbaumpflanzung in Privatgrundstücken, Spielplatz, landwirt-
schaftliche Fläche, Lage variabel 

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB 

9ǎ ǎƛƴŘ DŜƘǀƭȊŜ ŀǳǎ ŘŜǊ ǳƴǘŜǊ αtŦƭŀƴȊŜƳǇŦŜƘƭǳƴƎŜƴά όgem. Kap. 3.2) 
aufgeführten Pflanzenauswahl ŘŜǊ αtŦƭŀƴȊƭƛǎǘŜ bǊΦ оά zu verwenden. 
 
Entlang der südlichen Grenze des Geltungsbereichs, ist je Grundstück 
mindestens ein Obstbaum gemäß αPflanzliste bǊΦ оά (Kap. 3.2) an der 
südlichen Grundstücksgrenze, innerhalb der festgesetzten, privaten 
Grünfläche zu pflanzen.  

Auf der landwirtschaftlichen Fläche ist im südlichen Bereich eine 
Gruppe von Streuobstbäumen anzulegen.  

Die Gehölze sind bei Abgang durch entsprechende Neupflanzungen zu 
ersetzen. 

 

 

Zu pflanzendes Gehölz/ Hecke, Lage variabel 

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB 

Innerhalb des geplanten Regenrückhaltebecken sind ausschließlich 
kleine, ǾŜǊŜƛƴȊŜƭǘŜ DŜƘǀƭȊƎǊǳǇǇŜƴ ƎŜƳŅǖ ŘŜǊ αtŦƭŀƴȊƭƛǎǘŜ bǊΦнά ƛƳ .ǀπ
schungsfuß zulässig.  

Die Sträucher sind bei Abgang durch entsprechende Neupflanzungen 
zu ersetzen. 

1.6 Sonstige Festsetzungen 

 

 

Überlagerungsbereich BP α!ƪŀƳǎ hǎǘά 

Alle CŜǎǘǎŜǘȊǳƴƎŜƴ ŘŜǎ ǊŜŎƘǘǎƪǊŅŦǘƛƎŜƴ .ŜōŀǳǳƴƎǎǇƭŀƴŜǎ α!ƪŀƳǎ hǎǘά 
von 1975 werden im gekennzeichneten Bereich durch die Festsetzun-
gen des vorliegenden .ŜōŀǳǳƴƎǎǇƭŀƴŜǎ αBaugebiet Akamsά ŜǊǎŜǘȊǘΦ 

 

 

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung 

§ 16 Abs. 5 BauNVO; § 9 Abs. 1 BauGB  
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Abgrenzung von unterschiedlichen Maß der baulichen Nutzung   

(s. Planzeichnung) 

 
 

Flächen für Ver- und Entsorgung; Wertstoffsammelstelle 

Öffentliche Fläche für Ver- und Entsorgung, in wassergebundener Aus-
führung; genaue Abmaßung variabel. 

 

 

Leitungsrecht 

Freifläche beidseitig der geplanten Leitung (Schmutz- 
/Regenwasser), die offen gehalten werden muss όα[ŜƛǘǳƴƎǎǊŜŎƘǘ-
ȊƻƴŜάύΦ DŜƘǀƭȊ-/Baumpflanzungen, Überbauung jeglicher Art so- 
wie die Einrichtung von Dauerstellplätzen und Lagerflächen für  
schwer transportierbare Materialien sind nicht zulässig. Der genaue 
¦ƳƎǊƛŦŦ ŘŜǊ α[ŜƛǘǳƴƎǎǊŜŎƘǘȊƻƴŜά ǎƻƭƭ ŀƳ ǘŀǘǎŅŎhlichen Ver- 
lauf der Wasserleitung ausgerichtet werden. Ausgehend vom  
tatsächlichen Verlauf ist beidseitig ein Schutzstreifen von mindestens 
2,0 m festzulegen. Die Freifläche für das Leitungsrecht hat eine Breite 
von 4,0 m. 

 

 

Flächen für Schneelagerung 

Befestigte Flächen die im Winter temporär zur Zwischenlagerung von 
Schnee genutzt werden können. 

Auf den privaten Grundstücken sind in einem Bereich von 0,50 m (ge-
messen ab Straßenbegrenzungslinie) nur Anlagen und Einrichtungen 
zulässig, die mit der endgültigen Geländeoberkante abschließen /z.B. 
Zufahrten) und die die Durchführung des Winterdienstes nicht beein-
trächtigen. 

 Boden-
versiegelung 

Bodenversiegelungen im Bereich von Zufahrten, Stellplätzen und be-
festigten Außenbereichen (z.B. Terrassen) sind auf das notwendige 
Mindestmaß zu beschränken. 
Stellplätze und Zufahrten auf privaten und öffentlichen Grundstücken 
sind nur in einer Ausführung als Rasen-Gitterstein, Rasenpflaster mit 
breiten begrünten Fugen, Schotter-Rasen, Drain - Pflaster oder als 
wassergebundene Flächen zulässig.  

 Niederschlags-
wasser / Versi-
ckerung / Grund-
wasser 

Gesammeltes Niederschlagswasser ist nach Möglichkeit über eine be-
wachsene mindestens 30 cm mächtige Oberbodenschicht flächenhaft 
innerhalb des Grundstückes zu versickern. Das Niederschlagswasser 
ist über geeignete Maßnahmen (Dachbegrünung, Zisternen, Mulden 
etc.) zurückzuhalten. Sofern dies nicht möglich ist, kann über Sicker-
schächte/Rigolen versickert werden.  
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Dabei sind die Vorgaben des DWA-Regelwerkes M 153 sowie A 138 zu 
beachten. Falls das Niederschlagswasser aufgrund des anstehenden 
Untergrundes nicht versickert werden kann, kann es bei Bedarf in die 
Kanalisation (Regenwasserkanal/Trennsystem) eingeleitet werden. 

2 Örtliche Bauvorschriften 

Gem. § 9 Abs. 4 BauGB 

2.1 Dachgestaltung 

 

 

Zulässige Dachformen 

gem. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 

hier: Satteldach (SD) 

Im gesamten Plangebiet sind nur Satteldächer (SD) zulässig.  

Garagen, Carports und genehmigungspflichtige Nebengebäude sind 

mit Satteldach zu errichten. Die Dachneigung ist dem Hauptgebäude 

anzupassen (+/- 5 Grad). 

Ein Flachdach auf Garagen/Carports und Nebengebäuden ist nur dann 

zulässig, wenn: 

Die Garage/Carport oder das Nebengebäude in das Gelände integriert 

und auf mindestens zwei Seiten bündig mit der Oberkante des anste-

henden natürlichen Geländes abschließt oder das Dach begrünt ist. 

Die Ausführung von untergeordneten Bauteilen (z.B. Wintergärten, 

Windfang, untergeordneter Anbau) ist ebenfalls als Flachdach zuläs-

sig.   

 

 

Zulässige Dachneigung des Hauptdaches 

gem. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 

Mindest- und Höchstneigung in Grad 
hier: 18 ς 30° 

 Dachüberstände gem. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 

Dachüberstände (Abstand zwischen Außenkante der Außenwand und 
Außenkante des am weitesten überragenden, durchgehenden Bauteil 
des überstehenden Daches, waagerecht gemessen) sind bei den 
Hauptgebäuden mit min. 0,80 m bis jedoch max. 1,0 m auszuführen. 
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 Dacheindeckung gem. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 

Als Dacheindeckung sind nur Dachziegel in einheitlich roten, ziegelro-
ten oder rotbraunen Tönen zulässig.  

Mit dem Hauptgebäude direkt verbundene Anbauten dürfen vom 
Hauptgebäude abweichende Bedachungen haben:  

- Begrüntes oder gekiestes Flachdach  

- blendfreie Blecheindeckung  

- Glas 

Flachdächer auf Anbauten, Nebenanlagen, Carports und Garagen sind 
extensiv zu begrünen. 

 Wiederkehre 
und Zwerchgie-
bel 

gem. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 

Wiederkehre (gegenüber der Außenwand vorspringende Bauteile mit  
Firstrichtung quer zur Hauptfirstrichtung) und Zwerchgiebel (Bauteile  
mit Firstrichtung quer zur Hauptfirstrichtung, die die Traufe unterbre-
chen) sind unter folgenden Voraussetzungen zulässig:  

- Max. Breite (Außenkante der Außenwände): 1/3 der Dach-
länge (Außenkante der Dachlänge mit Dachüberstand)  

- Mindestabstand zur Gebäudeaußenkante und Mindestab-
stand untereinander (Außenkante der Außenwände): 1,50 m.  

 Dachaufbauten / 
Dachgauben 

gem. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 

Dachaufbauten / Dachgauben sind nur ausnahmsweise gem. § 31 Abs. 
1 BauGB und nur unter folgenden Voraussetzungen zulässig: 

- Dachneigung > 26°  

- Ausführung als Giebelgaube ("stehende Gaube") oder als 
durchgängige Schleppgaube bis max. 5,0 m 

- Insgesamt darf die Gesamtbreite aller Dachgauben je Dach-
seite nicht mehr als 1/2 der Dachlänge (Außenkanten der 
Dachlänge mit Dachüberstand, betragen. Mindestabstand von 
Dachgauben untereinander (Außenkanten der Außenwände): 
1,50 m.  

- Max. Höhe (senkrecht gemessen) vom Dachaustritt bis zur 
Traufe: 2,0 m.  
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- Mindestabstand zur Gebäudeaußenkante der jeweiligen Gie-
belseite: 1,50 m.  

- Mindestabstand (senkrecht gemessen) zum First des Hauptda-
ches: 0,5 m.  

Gauben sind nur auf Dachseiten zulässig, auf denen sich keine Wieder-
kehre, bzw. Zwerchgiebel befinden. Pro Dach sind nur einheitliche 
Dachaufbauten zulässig. Dacheinschnitte sind nicht zulässig. 

2.2 Weitere örtliche Festsetzungen 

Materialien ς 
Fassaden 

gem. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 

Für die Oberflächen von Fassaden sind ausschließlich fol-
gende Materialien zulässig:  

- Holz  

- Verputz  

- Glas  

Hiervon ausgenommen sind konstruktive Bauteile wie Fens-
terrahmen, Regenfallrohre, Stützen etc.  

Pro Fassadenseite muss der Holzanteil als Oberfläche mind. 
50% der Gesamtfläche betragen.  

Die Fassaden in den Obergeschossen sind zwingend mit 
Holz auszuführen. Diese können zum Anteil von Holz je Fas-
sadenseite angerechnet werden. In den Erdgeschossen und 
Untergeschossen sind auch andere Materialien (Verputz 
und Glas) für die Fassaden zulässig.   

Farbe ς           
Fassaden 

gem. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 

Es sind ausschließlich Weiß-Töne oder Pastell-Farben für 
verputzte Oberflächen von Fassaden sind zulässig. Der 
Weißanteil der Farben muss hierbei mind. 70% betragen. 

Stützmauern gem. Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO  

Stützmauern sind nur zulässig, wo sie zur Abböschung des 
Geländes aufgrund der vorhandenen Topographie her un-
verzichtbar sind (z.B. zum Straßenraum). Die max. zulässige 
Höhe liegt bei 1,0 m. Zur Auffüllung des Geländes sind 
Stützmauern nicht zulässig. 

Geländemodel-
lierungen 

gem. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 

Für die Anpassung des Geländes an die Höhe des Fertigfuß-
bodens sind Abgrabungen und Aufschüttungen nur in dem 
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erforderlichen Maß zulässig und haben möglichst mit anfal-
lendem Aushub der Baumaßnahmen zu erfolgen. Abgrabun-
gen entlang der öffentlichen Erschließungen sind unzuläs-
sig. 

Geländeveränderungen sind nur bis zu einer maximalen 
Höhe von 1,0 m zulässig. Bei gestuften Böschungen muss 
die Breite des Rücksprungs mindestens 1,5 m betragen.  

Geländeveränderungen sind mit den Geländeverhältnissen 
des Nachbargrundstückes abzustimmen.  

Falls die Geländeveränderung nicht mit dem Nachbargrund-
stück koordiniert werden können, müssen sie auf dem eige-
nen Grundstück auf null auslaufen.  

Solarthermie 
und Photo- 
voltaikanlagen 

gem. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 

Solartechnische Anlagen (Photovoltaik- und solarthermi-
sche Anlagen) sind zulässig. Solaranlagen müssen in gleicher 
Neigung wie das jeweilige Dach ausgeführt werden (keine 
Aufständerungen) und müssen einen Mindestabstand von 
0,5 m gegenüber den Dachrändern und dem Dachfirst auf-
weisen. Für Indach-Systeme kann der Mindestabstand zu 
den Dachrändern unterschritten werden. 

 

 Stellplätze Je Wohneinheit sind 2 Stellplätze nachzuweisen. Vor Garagen bzw.  
Carports die sich zum Straßenraum hin öffnen ist gegenüber dem öf-
fentlichen Straßenraum ein Aufstellbereich von min. 5,0 m einzuhal-
ten. Dieser kann nicht als Stellplatz angerechnet werden. Stellplätze 
und deren Zufahrten sind mit wasser- 
durchlässigen Belägen auszuführen. 

 Einfriedungen  Einfriedungen entlang öffentlicher Verkehrsflächen dürfen eine Höhe  
von 1,20 m nicht überschreiten. Heckenpflanzungen mit heimischen 
Gehölzen (z.B. Hainbuche) sind bis zu einer Wuchshöhe von max.  
2,0 m zulässig. Im Bereich von Einmündungen oder Kreuzungen dür-
fen 0,90 m nicht überschritten werden.  

Einfriedungen sind im Bereich der öffentlichen Erschließung mit   
0,50 m Abstand von dieser zu errichten. Der Bereich von 0,50 m zwi-
schen der Erschließungsstraße und der Einfriedung ist mit einer Vege-
tationsdecke anzulegen.  

Einfriedungen sind nur als heimische Schnitthecken (z.B. Hainbuche) 
oder Holzlattenzäune zulässig. 

Hecken und Einfriedungen aus fremdländischen Nadelgehölzen (z.B.  
Thuja, Scheinzypresse) sind nicht zulässig.  
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Alle Zäune müssen eine Bodenfreiheit von mind. 0,10 m für Kleintiere 
einhalten. Sockelmauern, geschlossene Wände und Mauern als Ein-
friedung sind nicht zulässig.  

2.3 Nachrichtliche Übernahmen, Hinweise 

 

 

Abgrenzung Geltungsbereich 
des rechtskräftigen Bebauungsplans (Bestand) 
αAkams Ostά 

 

 

Flurgrenze, Bestand 
(Nachrichtliche Darstellung) 

 

 

Flurnummer, Bestand 
(Nachrichtliche Darstellung) 

 

 

Bestandsgebäude 

 
 

Vermessung 

 
 

Höhenlinie 

 

 

Sichtdreieck 

 

 

Grundstücksgrenze, Planung 
(Vorschlag) 

 

 

Parzellennummer mit Flächengröße 
(Vorschlag) 

 
 

Gebäude/Planung 

 

 

Carport/Garage, Planung 

 

 

Stellplätze, Planung 

 

 

Rückhaltebecken, Planung 
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Regenwasserkanal 

 

 

Mischwasserkanal 

 

 

Schmutzwasserkanal 

 

 

Elektrokabel 

 

 

Telekomkabel 

 

 

Baum, Bestand 

 

 

Gehölz, Bestand 

 

 

Graben, Bestand 

 

 

Bachlauf, Planung (naturnaher Verlauf, ökologischer Ausbau) 

 

 

Aufstellfläche, Container, Planung 
(Vorschlag) 

 

 

Bankett, Randeinfassung Planung 
(Vorschlag) 

 

 

Pfad/Fußweg, Planung 
(Vorschlag, Lage variabel) 

2.4 Pflanzempfehlung 

 Pflanzliste Nr. 1 Bachbegleitende Gehölze/Sträucher 

Entlang des zu bestehenden und zu entwickelnden Grabenverlaufs 
sind standortgerechte, gewässerbegleitende Hochstauden mit locke-
ren Weidensträuchern herzustellen und durch entsprechende Pflege-
maßnahmen dauerhaft zu erhalten. 



Bebauungsplan mit Grünordnung LƳƳŜƴǎǘŀŘǘ ƛƳ !ƭƭƎŅǳ α.ŀǳƎŜōƛŜǘ !ƪŀƳǎ" 
Satzung und Begründung Vorentwurf |Stand: 22.07.2021 
Örtliche Bauvorschriften 

 

 

www.lars-consult.de Seite 22 von 70 

 

Entlang des bestehenden und dem zu entwickelnden Bach sind bach-
ōŜƎƭŜƛǘŜƴŘΣ ǎǘŀƴŘƻǊǘƎŜǊŜŎƘǘŜ DŜƘǀƭȊŜ ƎŜƳŅǖ [ŀƎŜǇƭŀƴ ǳƴŘ αtŦƭŀƴȊπ
ƭƛǎǘŜ bǊΦмά ŀƴȊǳǇŦƭŀƴȊŜƴΦ  

Bäume I. Ordnung:  

Populus nigra                                Schwarz-Pappel 

Bäume 2. Ordnung: 

Alnus glutinosa                              Schwarz-Erle 
Alnus incana                                   Grau-Erle 
Prunus padus                                 Gewöhnliche Traubenkirsche 
Salix fragilis                                     Bruch-Weide 
 

 Pflanzliste Nr.2 Regenrückhaltebecken 

Aufgrund der temporären Flutung des Regenrückhaltebeckens sind 
ƘƛŜǊ ƪƭŜƛƴŜ ǾŜǊŜƛƴȊŜƭǘŜ DŜƘǀƭȊƎǊǳǇǇŜƴ όо ōƛǎ с {ǘƪΦύ ƎŜƳŅǖ ŘŜǊ αtŦƭŀƴȊπ
ƭƛǎǘŜ bǊΦнά ƛƳ .ǀǎŎƘǳƴƎǎŦǳǖ ȊǳƭŅǎǎƛƎΦ  
 
Sträucher: 

Cornus sanguiena                          Roter Hartriegel 
Euonymus europaeus                   Pfaffenhütchen 
Lonicera xylosteum                       Rote Heckenkirsche 
Rosa arvenis                                    Feld-Rose 
Rosa majalis                                    Zimt-Rose 
Salix aurita                                      Ohr-Weide 
Sambuscus nigra                            Schwarzer Holunder 
Viburnum opulus                           Gemeiner Schneeball 
 

 Pflanzliste Nr. 3 Privatgärten sind standortgerecht und extensiv zu gestalten.  

Es wird empfohlen, im Bereich der privaten und öffentlichen Grund-
stücksflächen Gehölze aus der Pflanzliste (einheimische Gehölze) zu 
verwenden: 

Bäume I. Ordnung:  

Gemeine Esche                             Fraxinus excelsior 
Ross-Kastanie                             Aesculus hippocastanum 
Schwarz-Erle                             Alnus glutionsa 
Stiel-Eiche                             Quercus robur 
Winter -Linde                              Tilia cordata 
Hänge-Birke                             Betula pendula 



Bebauungsplan mit Grünordnung LƳƳŜƴǎǘŀŘǘ ƛƳ !ƭƭƎŅǳ α.ŀǳƎŜōƛŜǘ !ƪŀƳǎ" 
Satzung und Begründung Vorentwurf |Stand: 22.07.2021 
Örtliche Bauvorschriften 

 

 

www.lars-consult.de Seite 23 von 70 

 

Bäume II. Ordnung  
Blumen Esche                               Fraxinus ornus 
Eberesche                              Sorbus aucuparia 
Feld-Ahorn                             Acer campestre 
Grau-Erle                             Alnus incana 
Hainbuche                             Carpinus betulus 
Kornelkirsche                                Cornus mas 
Kugel-Steppen-Kirsche                Prunus x eminens  
Lederblättriger Weißdorn           Crataegus x lavallei 
Pflaumenblättriger Weißdorn    Crataegus x persimilis 
Thüringer Mehlbeere                   Sorbus thuringiaca 
Trauben-Kirsche                           Prunus padus 
Schmuck-Eberesche                     Sorbus decora 
Schnee-Felsenbirne                      Amelanchier arborea  
Zierapfel-Sorten                            Malus-Hybriden 
Zweigriffliger Rotdorn                  Crataegus laevigata 

Sträucher: 
Gewöhnlicher Hasel               Corylus avellana 
Gewöhnlicher Schneeball           Viburnum opulus 
Wolliger Schneeball               Viburnum lantana 
Rote Heckenkirsche               Lonicera xylosteum 
Schwarzer Holunder               Sambucus nigra 
Kornelkirsche                                Cornus mas 
Roter Hartriegel               Cornus sanguinea 
Eingriffliger Weißdorn               Crataegus monogyna 
Gemeine Berberitze        Berberis vulgaris 
Gemeines Pfaffenhütchen          Euonymus europaeus 
Gewöhnlicher Liguster                 Ligustrum vulgare 
Hunds-Rose                                    Rosa canina 
Alpen-Rose                                     Rosa pendulina 

Die Pflanzliste legt ausgewählte, heimische Gehölze (Laubbäume) und 
Sträucher für die Ansprüche der Höhenlage des Gebiets dar. Zudem 
werden blühende, kleinkronige Laubbäume auf Empfehlung der baye-
rischen Landesanstalt für Weinbau und Gartenbau LWG) gewählt. Der 
Fokus liegt auf Arten, welche für kühle und frische sowie für warme 
und trockene Standorte geeignet sind.  

 
 
Obstbaumhochstämme: 

Zulässig sind nur Obstbaumsorten, die nicht als Überträger bzw. Zwi-
schenwirt für die Erkrankungen im Obst- und Ackerbau gelten, v.a. in 
Bezug auf die Bekämpfung der Feuerbrandkrankheit (Feuerbrandver-
ordnung vom 20. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2551), die zuletzt durch 
Artikel 10 der Verordnung vom 10. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2113) ge-
ändert worden ist).  
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Die Auswahl der Gehölze und Sträucher erfolgt anhand der Ergebnisse 
ŘŜǎ α[9!59w tǊƻƧŜƪǘŜǎά ŘŜǎ tǊƻƧŜƪǘǘǊŅƎŜǊǎ ²ŜǎǘŀƭƭƎŅǳ - Bayerischer 
Bodensee Fördergesellschaft mbH (wbf), für den Landkreis Oberall-
gäu. 

Folgende Arten sind zulässig:  

Äpfel:  
Doppelter Prinzenapfel 
Grahams Jubiläumsapfel 
Horneburger Pfannkuchenapfel 
Maunzenapfel 
Pfaffenhofer Schmelzling 
Schöner aus Herrrnhut 
Schöner aus Wiltshire 

Es handelt sich hierbei um heimische, standortgerechte Apfelsorten, 
welche sich für eine raue Witterung und höhere Lagen eignen. 

Birnen:  
Doppelte Philippsbirne 
Köstliche aus Charneu 
Prinzessin Marianne 
Ulmer Butterbirne 

Es handelt sich hierbei um heimische, standortgerechte Birnensorten, 
welche sich für eine raue Witterung und höhere Lagen eignen. 

Kirschen:  
Büttners rote Knorpelkirsche 
Sunburst 

Steinobst stellt kein Wirt des Feuerbranderregers dar, demnach ist die 
Anpflanzung von u.a. Kirschbaumhochstämmen grundsätzlich zulässig. 

2.5 Sonstige Hinweise 

 Brandschutz 5ƛŜ ½ǳŦŀƘǊǘǎǎǘǊŀǖŜƴ ǎƛƴŘ ƎŜƳŅǖ ŘŜǊ αwƛŎƘǘƭƛƴƛŜ ǸōŜǊ Flächen für die 
CŜǳŜǊǿŜƘǊά Ȋǳ ŜǊǊƛŎƘǘŜƴΦ 5ŜǊ [ǀǎŎƘǿŀǎǎŜǊōŜŘŀǊŦ ƛǎǘ ƎŜƳŅǖ 5±D²-Ar-
beitsblatt W 405 sicher zu stellen. 

 Baugrund Die Erkundung des Baugrundes einschließlich der Grundwasserver-
hältnisse obliegt grundsätzlich dem jeweiligen Bauherrn, der sein Bau-
werk bei Bedarf gegen auftretendes Grund- oder Hang- und Schich-
tenwasser sichern muss. 
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 Niederschlags-
wasserbeseiti-
gung 

Für alle baukonstruktiven Elemente, die großflächig mit Nieder-
schlagswasser in Berührung kommen (z.B. Dachdeckungen, jedoch 
nicht Rinnen, Fallrohre, Geländer etc.) sind Oberflächen aus Zink, Ti-
tan-Zink, Kupfer oder Blei zu vermeiden, sofern diese Oberflächen 
nicht mit geeigneten anderen Materialien (z.B. Kunststoff-Beschich-
tung) dauerhaft abgeschirmt werden.  

Den Straßengrundstücken und den Straßenentwässerungsanlagen 
dürfen keine Abwässer und kein Niederschlagswasser zugeleitet wer-
den.  

Bei der Beurteilung und Bemessung der Versickerungseinrichtungen-
ǎƛƴŘ ŘƛŜ wŜƎŜƭǳƴƎŜƴ ŘŜǎ 5²! aŜǊƪōƭŀǘǘŜǎ a мро αIŀƴŘƭǳƴƎǎŜƳǇπ
fehIungen zum Umgang miǘ wŜƎŜƴǿŀǎǎŜǊά ǎƻǿƛŜ ŘŜǎ 5²! !ǊōŜƛǘǎπ
ōƭŀǘǘŜǎ ! моу αtƭŀƴǳƴƎΣ .ŀǳ ǳƴŘ .ŜǘǊƛŜō Ǿƻƴ !ƴƭŀƎŜƴ ȊǳǊ ±ŜǊǎƛŎƪŜǊǳƴƎ 
Ǿƻƴ bƛŜŘŜǊǎŎƘƭŀƎǎǿŀǎǎŜǊά Ȋǳ ōŜǊǸŎƪǎƛŎƘǘƛƎŜƴΦ .Ŝƛ ŘŜǊ tƭŀƴǳƴƎ ǎƛƴŘ ŘƛŜ 
DǊǳƴŘǎŅǘȊŜ ŘŜǎ 5²! !ǊōŜƛǘǎōƭŀǘǘ ! млл α[ŜƛǘƭƛƴƛŜƴ ŘŜǊ ƛƴǘŜƎǊŀƭŜƴ 
SiedlungsentwässŜǊǳƴƎά όL{ƛ9ύ Ȋǳ ōŜǊǸŎƪǎƛŎƘǘƛƎŜƴΦ 

Soweit keine Versickerung möglich ist, sind die technischen Anforde-
rungen an die Regenrückhaltung und Speicherung von Niederschlags-
wasser sind in den DWA-Richtlinien M 153 und A 117 und für die qua-
litative Betrachtung in der DWA- Richtlinie A 102 geregelt. 

Für die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewässer (Grund-
wasser bzw. Oberflächengewässer) ist eine wasserrechtliche Erlaubnis 
erforderlich. Hier ist ggf. mit den entsprechenden Unterlagen beim 
Landratsamt Oberallgäu eine wasserrechtliche Erlaubnis bzw. bei vor-
handener Erlaubnis eine Erweiterung des Erlaubnisumfangs zu bean-
tragen.   

 Regenrückhalte-
becken  

Überschüssiges Niederschlagswasser kann im festgesetzten Regen-
rückhaltebecken am südlichen Rand des Geltungsbereichs temporär, 
flächenhaft gesammelt und zurückgehalten werden. Die finale Dimen-
sion und Lage ist im Zuge der Erschließungsplanung abzugrenzen. 

 Auffälligkeiten 
bei der Bodenbe-
schaffenheit 

Innerhalb des Geltungsbereichs liegen nach derzeitigem Kenntnis-
stand keine Altlasten bzw. Altlastenverdachtsflächen vor. Sollten sich 
im Zuge der Baumaßnahme Auffälligkeiten der Bodenbeschaffenheit 
abzeichnen und werden Ablagerungen oder Altlasten angetroffen, 
sind ggf. weiteren Maßnahmen (§ 21 Abs. 1, § 40 Abs. 2 KrW-/AbfG 
und Art. 1 Satz 1 u. 2, Art. 12 Bay-BodSchG) in Abstimmung mit den 
zuständigen Fachbehörden (Wasserwirtschaftsamt KE, Landratsamt 
Oberallgäu) durchzuführen. 

 Landwirtschaft-
liche Emissionen 

Auf Grund der an das Baugebiet angrenzenden landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen muss von entsprechenden Emissionen (z.B. Lärm, Ge-
rüche und Staub) ausgegangen werden. Diese sind als ortsüblich zu 
bewerten und zu jeder Tages- und Nachtzeit zu dulden. 
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 Emissionen / 
Immissionen 

Von den im Westen des Baugebiets verlaufende Ortstraße, von der 
Kirche sowie des im Nordwesten liegende öffentliche Spielplatz sind 
Lärmemissionen zu erwarten. Diese sind als ortsüblich zu bewerten 
und zu jeder Tages- und Nachtzeit zu dulden. 

 Standorte für 
Straßenbeleucht
ung 

Im Rahmen der Erschließung sind ggf. Standorte für die Straßenbe-
leuchtung mit entsprechender Verkabelung auf einer Breite von bis zu 
0,50 m entlang der öffentlichen Verkehrsflächen in den privaten 
Grundstücken erforderlich.  
Die Stadt Immenstadt i. Allgäu behält sich die Auswahl der hierfür  
geeigneten Standorte sowie evtl. erforderliche Vereinbarungen vor. 

 Artenschutz Im Rahmen der Realisierung von Bauvorhaben innerhalb des Gel-
tungsbereiches sind im Zuge des Erlasses der Baugenehmigungen die 
artenschutzrechtlichen Belange nach § 44 BNatSchG zu berücksichti-
gen (Tötungs- und Verletzungsverbot, Störungs- und Schädigungsver-
bot). Die Bestimmungen des allgemeinen Artenschutzes nach § 39 
BNatschG, sind einzuhalten.  

 Insektenschutz Im Sinne des Arten- und Klimaschutzes und zur Ressourcenschonung 
sollten sowohl im öffentlichen als auch im privaten Außenbereich nur 
insektenfreundliche, energiesparende und indirekte Beleuchtungsan-
lagen vorgesehen werden. 

 Bodenschutz Zum Schutz des Bodens ist vor Beginn der baulichen Arbeiten auf der 
überbaubaren Grundstücksfläche der Oberboden abzutragen, ge-
trennt zu lagern und nach Abschluss der Baumaßnahme wieder einzu-
bauen. Er darf nicht durch Baumaschinen verdichtet, mit Unterboden 
vermischt oder überlagert werden. Es wird die DIN 19731 zur Anwen-
dung empfohlen. Die Bodenmieten sollten nicht befahren werden, um 
Qualitätsverlusten vorzubeugen und sind bei einer Lagerungsdauer 
von mehr als 24 Wochen zu begrünen. Überschüssiges Oberbodenma-
terial ist unter Beachtung des § 12 BBodSchV ortsnah zu verwerten. 
Flächen, die als Grünfläche oder zur gärtnerischen Nutzung vorgese-
hen sind, sollten nicht befahren werden." 

 Hangwasser Aufgrund der Geländebeschaffenheit und Topographie ist wild abflie-
ßendes Hangwasser aus höher gelegenen Bereichen (v.a. nach 
Starkregenereignissen sowie im Frühjahr) nicht auszuschließen. Von 
den Bauherren sind im Rahmen der Bebauung entsprechende Vorkeh-
rungen zur Versickerung bzw. Ableitung von Oberflächenwasser zu 
treffen (dichte Keller, Lichtschächte, Kellerabgänge und Türen, eben-
erdige Hauseingänge an der Hangseite usw.). 

Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf dabei nicht zum 
Nachteil gerade eines tieferliegenden Grundstücks verstärkt oder auf 
andere Weise verändert werden. (vgl. § 37 WHG).   

 Energieeffiziente 
Bauweise 

Es wird empfohlen, bei der Planung der Häuser auf eine energieeffizi-
ente Bauweise zu achten. Ein günstiges Verhältnis von 
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Gebäudehüllfläche zu beheizbarem Gebäudevolumen bietet ein gro-
ßes Reduktionspotenzial. Daher ist der Verzicht auf Dachgauben, Er-
ker, Nischen und Winkel in der wärmedämmenden Gebäudehülle 
sinnvoll. 

 Umgang mit ar-
chäologischen 
Funden 

Bei etwaigen Funden von Bodendenkmälern (auffällige Holzreste, 
Mauern, Metallgegenstände, Steingeräte, Scherben, Knochen etc.) 
sind Art. 8 Abs.1 und Abs. 2 DSchG zu beachten. 

Sollten Hinweise zu Bodendenkmälern in Erscheinung treten, ist das 
zuständige Bayerische Landesamt für Denkmalpflege, Referat Z I ς 
Bayrische Denkmalliste und Denkmaltopographie, Hofgraben 4, 80539 
München oder die zuständige Untere Denkmalschutzbehörde zu ver-
ständigen. 

 Plangenauigkeit Die Planzeichnung wurde auf der Grundlage der digitalen Flurkarte 
der Stadt Immenstadt im Allgäu erstellt. Somit ist von einer hohen Ge-
nauigkeit auszugehen, wobei sich dennoch im Rahmen einer späteren 
Ausführungsplanung oder Einmessung Abweichungen ergeben kön-
nen. Dafür kann seitens der Gemeinde und des Planungsbüros LARS 
consult, Memmingen, keine Gewähr übernommen werden. 

 

  



Bebauungsplan mit Grünordnung LƳƳŜƴǎǘŀŘǘ ƛƳ !ƭƭƎŅǳ α.ŀǳƎŜōƛŜǘ !ƪŀƳǎ" 
Satzung und Begründung Vorentwurf |Stand: 22.07.2021 
Übergeordnete Vorgaben 

 

 

www.lars-consult.de Seite 28 von 70 

 

C BEGRÜNDUNG 

1 Planungsanlass 

Die Stadt Immenstadt im Allgäu plant im auf der Gemarkung des Ortsteils Akams ein allgemeines 

Wohngebiet (WA). Die beplanten Grundstücke liegen auf den Fl.Nrn. 59, 60 (Teilbereich), 71/2 (Teil-

bereich) und 72/2 und werden durch Bestandsbebauung im Norden, landwirtschaftlich genutzte Flä-

chen im Süden und Osten sowie der Ortsverbindungsstraße begrenzt. Der Ortsteil Akams der Stadt 

Immenstadt liegt im Landkreis Oberallgäu, circa 7 km nördlich des Stadtzentrums von Immenstadt. 

Akams weist eine dörfliche Prägung auf. Neben der vorherrschenden Wohnnutzung ist dabei verein-

zelt landwirtschaftliche Nutzung vorhanden. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine 

Größe von ca. 3,5 ha und schließt südlich an bestehende Wohngebäude (BP Akams Ost. 1975) an. 

Durch die Neuausweisung eines Wohngebiets soll das bestehende Wohnbaugebiet zur Deckung des 

kurz- bis mittelfristig anstehenden gemeindlichen Wohnraumbedarfes nach Süden erweitert werden. 

Die letzte Wohnbauentwicklung in Akams fand Ende der 1970er Jahre statt.  

Mit der Planung südlich der bestehenden Wohnbauflächen sollen die baurechtlichen Voraussetzun-

gen für den Bau von rund 24 Einfamilien- bzw. Doppelhäusern geschaffen werden. Maßgebliches Ziel 

ist die Bereitstellung von Bauflächen für die heimische Bevölkerung. Der Wegzug junger Bürger und 

Familien aus Akams und den umliegenden Weilern und Einzelgehöften soll vermieden werden, die 

funktionierende und gewachsene Dorfgemeinschaft von Akams soll durch die Vergrößerung gestärkt 

und verjüngt werden.   

5ŜǊ .ŜōŀǳǳƴƎǎǇƭŀƴ α.ŀǳƎŜōƛŜǘ !ƪŀƳǎά ǿƛǊŘ ƎŜƳŅǖ Ϡ моō .ŀǳD. ƛƳ ōŜǎŎƘƭŜǳƴƛƎǘŜƴ ±ŜǊŦŀƘǊŜƴ ŀǳŦπ

gestellt. Von einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB sowie von der Erstellung eines Umwelt-

berichtes gemäß § 2a BauGB wird demnach abgesehen. Um naturschutzfachliche sowie artenschutz-

fachliche Konflikte zu vermeiden wurden dennoch die naturschutzfachlichen Belange geprüft. 

2 Übergeordnete Vorgaben 

2.1 Landesentwicklungsprogramm (LEP 2013)  

Gemäß Strukturkarte des Landesentwicklungsprogramms Bayern aus dem Jahr 2018 bildet die Stadt 

Immenstadt zusammen mit der Stadt Sonthofen ein gemeinsames Oberzentrum. Die Stadt liegt lan-

desplanerisch im ländlichen Raum mit besonderem Handlungsbedarf. Sie liegt in unmittelbarer Nähe 

der Bundesstraße 19 (Kempten - Oberstdorf) und der Bundesstraße 308 (Lindenberg - Sonthofen).  

Folgende Ziele und Grundsätze benennt das Landesentwicklungsprogramm für ländliche Räume mit 

besonderem Handlungsbedarf in Verbindung mit der vorliegenden Planung: 
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1.1.1 Gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen 

Eines der übergeordneten Leitziele des neuen Landesentwicklungsprogrammes Bayern (2013) ist die 

Schaffung gleichwertiger Lebens- und ArbeitsbedingungenΦ  αIƛŜǊŦǸǊ ǎƻƭƭŜƴ ƛƴǎōŜǎƻƴŘŜǊŜ ŘƛŜ DǊǳƴŘπ

lagŜƴ ŦǸǊ ŜƛƴŜ ōŜŘŀǊŦǎƎŜǊŜŎƘǘŜ {ƛŎƘŜǊǳƴƎ Ǿƻƴ όΧύ ²ƻƘƴǊŀǳƳ όΧύ  ƎŜǎŎƘŀŦŦŜƴ ƻŘŜǊ ŜǊƘŀƭǘŜƴ ǿŜǊŘŜƴά 

(LEP, 1.1.1). 

(Z)  In allen Teilräumen sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen zu schaffen oder zu  

erhalten. Die Stärken und Potenziale der Teilräume sind weiter zu entwickeln. Alle überörtli- 

chen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen haben zur Verwirklichung dieses Ziels  

beizutragen. 

1.4.1 Hohe Standortqualität 

(G) Die räumliche Wettbewerbsfähigkeit Bayerns soll durch Schaffung bestmöglicher Standort-

qualitäten in wirtschaftlicher, ökologischer und sozialer Sicht in allen Teilräumen gestärkt werden. 

Dabei soll im Wettbewerb um Unternehmen und Arbeitskräfte lagebedingte und wirtschaftsstruktu-

relle Defizite ausgeglichen, infrastrukturelle Nachteile abgebaut sowie vorhandene Stärken ausge-

baut werden.  

2.1.8 Oberzentren 

(G) Die als Oberzentrum eingestuften Gemeinden sollen auf Grund ihrer räumlichen Lage, ihrer 

funktionalen Ausstattung und ihrer Potenziale die großräumige, nachhaltige Entwicklung aller Teil-

räume langfristig befördern.  

(G) Die als Oberzentren eingestuften Gemeinden, die Fachplanungsträger und die Regionalen 

Planungsverbände sollen darauf hinwirken, dass die Bevölkerung in allen Teilräumen mit Gütern und 

Dienstleistungen des spezialisierten höheren Bedarfs in zumutbarer Erreichbarkeit versorgt wird.  

2.2.4 Vorrangprinzip 

Die Teilräume mit besonderem Handlungsbedarf sind vorrangig zu entwickeln. Dies gilt bei: 

- Planungen und Maßnahmen zur Versorgung mit Einrichtungen der Daseinsvorsorge,  

- der Ausweisung räumlicher Förderschwerpunkte sowie diesbezüglicher Fördermaßnah-

men und  

- der Verteilung der Finanzmittel, soweit die vorgenannten Aktivitäten zur Gewährung 

gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen einschlägig sind.  

2.2.5 Entwicklung und Ordnung im ländlichen Raum  

 

(G)  Der ländliche Raum soll so entwickelt und geordnet werden, dass  

- Er seine Funktion als eigenständiger Lebens- und Arbeitsraum nachhaltig sichern und 

weiterentwickeln kann,  
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- seine Bewohner mit allen zentralörtlichen Einrichtungen in zumutbarer Erreichbarkeit 

versorgt sind,  

- er seine eigenständige Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur bewahren kann und er seine  

- landschaftliche Vielfalt sichern kann. 

Die Ausweisung von Wohngebietsflächen in der Stadt Immenstadt im Allgäu und in den zugehörigen 

Ortsteilen fördert die Siedlungsstruktur des Ortes. Die Funktion der Stadt Immenstadt im Allgäu als 

Oberzentrum gewährleistet die Versorgung der Bewohner mit zentralörtlichen Einrichtungen. Die 

Ausweisung steht den o.g. Zielen und Grundsätzen für eine gleichwertige und geordnete Entwicklung 

des ländlichen Raumes nicht entgegen. 

3.1 Flächen sparen  

(G)  Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter beson- 

derer Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner Folgen ausgerichtet wer- 

den.  

Für die Region Allgäu und den Landkreis Oberallgäu gibt das Bayerische Landesamt für Statistik bis in  

das Jahr 2034 zunehmende Bevölkerungszahlen (vorwiegend wanderungsbedingter Zuwachs) an. Für  

 den Stadt Immenstadt im Allgäu werden weiterhin wachsende Bevölkerungszahlen prognostiziert. 

Der Ort liegt somit in einer wachsenden Region und profitiert von diesem Bevölkerungszuwachs.1 

3.2 Innenentwicklung vor Außenentwicklung  

(Z)  In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung möglichst  

vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht  

zur Verfügung stehen.  

3.3 Vermeidung von Zersiedelung  

(G)  Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandartige Sied-

lungsstruktur sollen vermieden werden.  

Im Ortbereich von Akams sowie den umliegenden Ortsteilen sind derzeit keine Flächen oder Ge-

bäude für die Stadt Immenstadt verfügbar. Insgesamt stehen auf kommunaler Ebene keine Potenzi-

ale zur Verfügung, welche auch nur annähernd der Nachfrage nach Bauland von jungen Familien de-

cken könnten.  

Das Plangebiet liegt auf einer Fläche die von Norden bereits von Wohnbauflächen  

und durch die Ortsstraße (Name unbekannt) im Westen begrenzt wird. Diese Baureihe ragt bislang 

αǊƛŜƎŜƭŦǀǊƳƛƎά ƛƴ ŘŜƴ !ußenbereich. Durch seine organische Form, die bewusste Durchgrünung, Auf-

wertung des Bachbereiches und Anlage einer Ortsrandeingrünung sowie das hohe Augenmerk auf 

eine regionaltypische Bauweise rundet das Vorhaben ς trotz seiner Größe ς die Siedlungsfläche von 

Akams ab.  
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5.4.1 Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Nutzflächen  

(G)  Land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen erhalten werden. Insbesondere hoch- 

wertige Böden sollen nur in dem unbedingt notwendigen Umfang für andere Nutzungen in  

Anspruch genommen werden. 

Die Flächen eignen sich auf Grund der Hanglage und des Zuschnittes nur bedingt für die landwirt- 

schaftliche Nutzung. Mit Blick auf die Erschließung des Wohngebiets ist darauf zu achten, dass die 

Zufahrtswege zu den landwirtschaftlichen Flächen gesichert werden.  

2.2 Regionalplan Allgäu 

Im Regionalplan Allgäu ist Stadt Immenstadt im Allgäu als Mittelzentrum dargestellt und wird dem 

Alpengebiet zugeordnet. Die Stadt Immenstadt liegt in unmittelbarer Nähe zum südöstlich gelegenen 

Mittelzentrum Sonthofen und zum nordöstlich gelegenen Oberzentrum Kempten. Immenstadt liegt 

auf einer Entwicklungsachse von überregionaler Bedeutung. Diese Entwicklungsachse verläuft über 

Kempten nach Immenstadt (entlang der B 19) und von dort über Oberstaufen nach Lindau (entlang 

der B308). Das Siedlungsgebiet der Stadt Immenstadt wird von einem landschaftlichen Vorbehaltsge-

ōƛŜǘ αbŀƎŜƭŦƭǳƘƎŜōƛŜǘ ǳƴŘ IŅƴƎŜ westlich Sonthofensά όbǊΦноύ ǳƳǎŎƘƭƻǎǎŜƴΦ {ǸŘƭƛŎƘ ƎǊŜƴȊǘ Řŀǎ [ŀƴŘπ

ǎŎƘŀŦǘǎǎŎƘǳǘȊƎŜōƛŜǘ αbŀƎŜƭŦƭǳƘƪŜǘǘŜά ŀƴΦ 5ƛŜ Stadt Immenstadt breitet sich am Ostufer des Großen 

!ƭǇǎŜŜǎ ŀǳǎΦ 5ƛŜǎŜǊ ōŜŦƛƴŘŜǘ ǎƛŎƘ ƛƳ [ŀƴŘǎŎƘŀŦǘǎǎŎƘǳǘȊƎŜōƛŜǘ αDǊƻǖŜǊ !ƭǇǎŜŜάΣ Ŝƛƴ ƪƭŜƛƴŜǊŜǊ {ŜŜ ōŜπ

ŦƛƴŘŜǘ ǎƛŎƘ ƛƳ [ŀƴŘǎŎƘŀŦǘǎǎŎƘǳǘȊƎŜōƛŜǘ αYƭŜƛƴŜǊ !ƭǇǎŜŜ LƳƳŜƴǎǘŀŘǘάΦ 5ƛŜ {ŜŜƴ ǿŜǊŘŜƴ Ǿƻƴ ²ŜǎǘŜƴ 

her von der αYƻƴǎǘŀƴȊŜǊ !ǊŎƘά ŘǳǊŎƘŦƭƻǎǎŜƴΦ 5ƛŜǎŜ ƳǸƴŘŜǘ ƴŀŎƘ !ǳŦƴŀƘƳŜ ŘŜǎ ȊǳŦƭƛŜǖŜƴŘŜƴ αIƻŎƘπ

ǊŀƛƴŜōŀŎƘά ƛƴ ŘƛŜ LƭƭŜǊΦ 5ŀǎ DŜƳŜƛƴŘŜƎŜōƛŜǘ Ǿƻƴ LƳƳŜƴǎǘŀŘǘ ƛƴǘŜƎǊƛŜǊǘ ȊǿŜƛ ²ŀǎǎŜǊǎŎƘŜƛŘŜƴΦ 9ƛƴŜ 

Wasserscheide befindet sich an der Südwestgrenze von Immenstadt, zwischen den Abflüssen über 

die Iller zur Donau und weiter zum Schwarzen Meer und denen über den Rhein zur Nordsee, zwi-

schen den Quellästen der Weißach und des Steigbachs. Eine weitere Wasserscheide teilt im Nord-

westen die westwärts zur Untere Argen und somit zum Bodensee fließenden Gewässer, die zur Iller 

hinfließen. 

 

Folgende Ziele und Grundsätze des Regionalplanes (16) begründen die geplante Entwicklung von  

Wohnbauflächen: 

Allgemeine Ziele und Grundsätze  

(G)  Es ist anzustreben, die Region vorrangig als Lebens- und Wirtschaftsraum für die dort le-

bende Bevölkerung zu erhalten und sie nachhaltig in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung und 

versorgungsmäßigen Eigenständigkeit zu stärken. 

Siedlungsstruktur  

(Z)  Die Dörfer sollen in allen Teilen der Region in ihrer Funktion, Struktur, und Gestalt erhalten  

und ς wo erforderlich ς erneuert und weiterentwickelt werden. Dabei soll auf gewachsene  

und landschaftstypische Dorfstrukturen und Ortsbilder besondere Rücksicht genommen wer- 

den.  



Bebauungsplan mit Grünordnung LƳƳŜƴǎǘŀŘǘ ƛƳ !ƭƭƎŅǳ α.ŀǳƎŜōƛŜǘ !ƪŀƳǎ" 
Satzung und Begründung Vorentwurf |Stand: 22.07.2021 
Übergeordnete Vorgaben 

 

 

www.lars-consult.de Seite 32 von 70 

 

(Z) Einer Zersiedelung der Landschaft soll entgegengewirkt werden. Neubauflächen sollen mög- 

lichst in Anbindung an bestehende Siedlungseinheiten ausgewiesen werden.  

(Z)  Die Städte und Dörfer sollen in allen Teilen der Region in ihrer Funktion, Struktur und Gestalt 

erhalten, ς wo erforderlich ς erneuert und weiterentwickelt werden. Dabei soll auf gewach-

sene und landschaftstypische Dorfstrukturen und Ortsbilder besondere Rücksicht genommen 

werden. 

Landwirtschaft  

(G)  Die landwirtschaftlich wertvollen Nutzflächen insbesondere in den Tallagen des Alpenrau-

mes, sind als Grundlage einer funktionsfähigen Berglandwirtschaft möglichst zu sichern.  

Auf Grund der Lage der Flächen angrenzend an Siedlungsstrukturen wird zur Schließung des Ortsran-

des die Überplanung landwirtschaftlicher Flächen vorgezogen, da im Innenbereich kaum Potenziale 

für Neubebauung bestehen um den Bedarf zu decken.  

2.3 Flächennutzungsplan  

Der derzeit rechtsgültige Flächennutzungsplan von Stadt Immenstadt im Allgäu stellt für das Plange-

biet eine Fläche für die Landwirtschaft dar. Die erforderliche Entwicklung nach § 8 Abs. 2 BauGB ist 

aufgrund der übereinstimmenden Ziele der Planung mit denen des Flächennutzungsplans bislang 

nicht gegeben.  

Nach §13b BauGB ermöglicht für sog. Bebauungspläne im beschleunigten Verfahren, von der Darstel-

lung des Flächennutzungsplanes abzuweichen. Ohne eigenes Änderungsverfahren wird der Flächen-

nutzungsplan an die Festsetzungen des Bebauungsplanes angepasst. Hierzu ist die Zulässigkeit von 

Wohnnutzungen auf Flächen zu begründen, die sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile an-

schließen.  
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Abbildung 1: Auszug aus dem rechtskräftigen Flächennutzungsplan 

 

Die angestrebte Allgemeine Wohngebiet (WA) schließt unmittelbar an die bestehende ausgewiesene 

Wohnbaufläche (W) den rechtskräftigen Flächennutzungsplan an. Die landwirtschaftliche Fläche ist 

im Flächennutzungsplan nicht als Vorrangfläche mit besonderer ökologischer Funktion ausgewiesen. 

5ƛŜ ½ǿŜŎƪōŜǎǘƛƳƳǳƴƎ α{ǇƛŜƭǇƭŀǘȊά ƛǎǘ ƛƳ CƭŅŎƘŜƴƴǳǘȊǳƴƎǎǇƭŀƴ ŀƭǎ ²ƻƘƴōŀǳŦƭŅŎƘŜ ŘŀǊƎŜǎǘŜƭƭǘΦ 5ŀ 

dieser im Bebauungsplan als solcher auf der bestehenden Grünfläche erhalten werden und keines-

falls überbaut werden soll, soll im Zuge der Berichtigung ŘƛŜ ²ƻƘƴōŀǳŦƭŅŎƘŜ ƴŀŎƘǊƛŎƘǘƭƛŎƘ Ȋǳ αDǊǸƴπ

ŦƭŅŎƘŜά ƎŜŅƴŘŜǊǘΦ  

Die landwirtschaftlichen Flächen südöstlich des Spielplatzes sowie die überwiegende Flächenanteil 

von Fl. Nr. 72/2 werden als solche im verbindlichen Bebauungsplan übernommen. Die zu sichernde 

und zu entwickelnde Gehölzstrukturen entlang des Bachlaufs werden im Bebauungsplan verbindlich 

festgesetzt und durch den im Bebauungsplan festgesetzten Gewässerrandstreifen als Grünfläche 

nachrichtlich angepasst.  

Die Planung stellt demnach in Art und Fläche keinen Zielkonflikt zwischen verbindlicher und vorberei-

tender Bauleitplanung dar. Die dargestellte landwirtschaftliche Fläche soll im Flächennutzungsplan 

als Wohnbaufläche (W) nachrichtlich angepasst werden. 



Bebauungsplan mit Grünordnung LƳƳŜƴǎǘŀŘǘ ƛƳ !ƭƭƎŅǳ α.ŀǳƎŜōƛŜǘ !ƪŀƳǎ" 
Satzung und Begründung Vorentwurf |Stand: 22.07.2021 
Plangebiet 

 

 

www.lars-consult.de Seite 34 von 70 

 

3 Plangebiet 

3.1 Lage, Größe und Beschaffenheit 

5ŜǊ DŜƭǘǳƴƎǎōŜǊŜƛŎƘ ŘŜǎ .ŜōŀǳǳƴƎǎǇƭŀƴŜǎ α.ŀǳƎŜōƛŜǘ !ƪŀƳǎά ƭƛŜƎǘ ŀƳ ƴǀǊŘƭƛŎƘ Ǿƻƴ LƳƳŜƴǎǘŀŘǘ ƛƳ 

Allgäu im Ortsteil Akams. Er umfasst eine Fläche von ca. 3,5 ha und beinhaltet die Flurnummern 9/1 

(TLF), 59, 60 (TLF), 71/2 (TLF), 72/3 und 77/2 

Im Norden des Planungsgebiets liegt ein Wohngebiet. Im Süden und Osten grenzen die landwirt-

schaftlich genutzten Grundstück Fl. Nr. 71/2 und 60 (Teilflächen) an. Nordwestlich befindet sich ein 

großzügiger Spielplatz. Westlich grenzt die Ortsverbindungsstraße Akams-Bräunlings an.  

 
Abbildung 2: Lage im Raum 

 
Abbildung 3: Blick von Südosten Spielplatz 

 
Abbildung 4: Blick von Nordwesten 
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Abbildung 5: Blick von Nordwesten Bestandsbebauung 

 
Abbildung 6: Blick von Westen Bestandsbebauung 

Topographie und Baugrund 

Das Plangebiet liegt innerhalb der naturräumlichen Haupteinheit des Voralpinen Hügel- und Moor-

landes (D66) im Naturraum der Iller-Vorberge (035), ein von Stamm- und Seitenbecken der Gletscher 

geprägtes Hügelland mit Moränenzügen und Molasserippen. Als geologische Einheit wird in der geo-

ƭƻƎƛǎŎƘŜƴ YŀǊǘŜ Ǿƻƴ .ŀȅŜǊƴ мΥрллΦллл αWǳƴƎƳƻǊŅƴŜ όǿǸǊƳȊŜƛǘƭƛŎƘύ Ƴƛǘ 9ƴŘƳƻǊŅƴŜƴȊǸƎŜƴΣ ȊΦ¢Φ Ƴƛǘ 

±ƻǊǎǘƻǖǎŎƘƻǘǘŜǊάΣ Ŝƛƴ ƪƛŜǎƛƎŜǎΣ ǎŀƴŘƛƎ ōƛǎ ǘƻƴƛƎ-schluffiges Gestein, aufgeführt. Der Großteil des Gel-

tungsbereichs liegt gemäß der Übersichtsbodenkarte von Bayern 1:25.000 auf fast ausschließlich 

Pseudogley-Braunerde und Pseudogley-Parabraunerde aus kiesführendem Lehm bis Ton (Deck-

schicht oder Jungmoräne, carbonatisch, kalkalpin geprägt). Südöstlich liegt ein kleiner Bereich des 

Plangebiets auf vorherrschendem Niedermoor und gering verbreitetem Übergangsmoor aus Torf 

über Substraten unterschiedlicher Herkunft mit weiterem Bodenartenspektrum, welches sich nach 

Süden weiter ausbreitet. 

Bei Betrachtung der Schutzgüter Boden und Fläche sind die im Zuge des neu ausgewiesenen Wohn-

gebiets unvermeidlichen, projektbedingten Auswirkungen durch Versiegelung und Umlagerung von 

Böden zu erwähnen. der Geltungsbereich grenzt im südöstlichen Bereich an ein Teil des Niedermoors 

und Erdniedermoors (teilweise degradiert), welches sich nach Südosten weiter ausbreitet. Der Grad 

der Versiegelung wird durch entsprechende Festsetzungen und Hinweise des Bebauungsplans sowie 

durch die Festlegung einer entsprechenden Grundflächenzahl (GRZ = 0,30) soweit als möglich redu-

ziert.  

Das Durch den kiesigen Untergrund weisen die Böden durch die Filter- und Pufferfunktion eine gute 

Wasserdurchlässigkeit auf. 

Das Plangebiet weist von Norden nach Süden ein Gefälle mit einer Höhendifferenz von ca. 8 m auf 

und liegt auf einer Höhe von ca. 838 ς 830 m ü NN. Weiterhin weist das Gelände im westlichen Be-

reich entlang der Straße eine Böschung mit starkem Gefälle von ca. 10 m Höhendifferenz auf. Das Ge-

lände fällt hier von 844 m auf 834 m ü NN. Das geplante Wohngebiet setzt das bereits bestehende 

Wohngebiet, welches nördlich angrenzt, fort und fällt dann leicht nach Süden und Osten hin ab. Das 

Hanggefälle zur Straße mit ca. 7 % bleibt von der Bebauung frei. 


